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Die Justiz

in Baden-Württemberg

Weniger Staat, mehr privat!

Rede

von Corinna Werwigk-Hertneck (FDP),

Justizministerin und Ausländerbeauftragte

der Landesregierung

auf dem 96. ordentlichen Landesparteitag

der FDP/DVP Baden-Württemberg

am 5. Januar 2004

Es gilt das gesprochene Wort!

Liebe Parteifreundinnen, liebe Parteifreunde,

meine sehr geehrten Damen und Herren,

am 26. November 2003 hat die Koalitionsrunde über vier Stunden lang getagt. 

Thema war die Justizreform.

Nur ein halbes Jahr zuvor hatte mich der Ministerpräsident um Vorschläge gebeten.

Er wollte die flächendeckende Zusammenlegung und Schließung von Gerichten, Notariaten und Grundbuchämtern.

Eine Effizienzrendite von 15-20 % sollte dabei angestrebt werden.

Das Problem war nur:

Mein Amtsvorgänger Professor Ulrich Goll hatte mir bereits eine effiziente Justiz übergeben.

Er hatte schon Hunderte von Stellen abgebaut.

Im Bundesvergleich hat Baden-Württemberg bereits die geringste Richterdichte pro Einwohner.

Unsere Justizvollzugsanstalten sind übervoll.

Die Staatsanwaltschaften hatten im Jahr 2003 ca. 7 % mehr Fälle zu bearbeiten 

– bei bereits reduziertem Personal.

Die Erkenntnis war also:

Durch Zusammenlegung von Gerichten ist keine oder nur eine geringe Einsparrendite zu  erwarten.

Und: Ein weiterer Stellenabbau im Kernbereich der Justiz wird die Sicherheit und Ordnung in unserem Land massiv gefährden.

Unter Dach und Fach ist nun eine liberale Justizreform.

Mir liegt es besonders am Herzen, Justiz nahe an den Menschen zu organisieren.

Nur durch eine bürgernahe Justiz können Konflikte rasch geklärt und Straftaten effektiv geahndet werden.

Deshalb habe ich mich von Anfang an dagegen gewehrt, 31 kleine Amtsgerichte und darüber hinaus Landgerichte zu schließen.

Stellen Sie sich einmal vor:

Ohne die geschlossene Haltung der FDP würden jetzt überall im Lande Gerichte geschlossen werden.

Viele Bürgerinnen und Bürger, viele Bürgermeister haben sich bei mir dafür bedankt, weil es ihrer Gemeinde erspart blieb, auf ihr Amts- oder Landgericht vor Ort verzichten zu müssen. 

Bürgermeister wissen wie wir alle, dass Gemeinden nicht nur durch Straßen und die Kanalisation zusammengehalten werden. 

Eine lebendige Bürgergesellschaft braucht für ein gedeihliches Zusammenleben von Menschen und für ihre lokale Kultur  Einrichtungen und Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens, wie Richter, Lehrerinnen, Polizisten, Ärzte, Pfarrer und Bürgermeister.

Sie sehen, meine Damen und Herren, 

beim Thema „Zusammenlegung von Gerichten“ konnten wir den Ministerpräsidenten überzeugen.

Es wird nun – ausser zwei Aussenstellen – kein einziges Amtsgericht geschlossen.

Die FDP hat sich voll und ganz durchgesetzt.

Dies ist ein von uns hart erkämpfter Erfolg.

Er muss von Ihnen jetzt natürlich auch

als Erfolg bei den Kommunalwahlen  hervor gehoben werden.

Bei der Justizreform hat sich die FDP noch in weiteren Punkten erfolgreich durchgesetzt:

1. Bei der Zukunftssicherung eines effektiven Rechtsstaates: 

Die FDP hat sich durchgesetzt!

Bei Gerichten, Staatsanwaltschaften und beim Vollzug wird das 1 %-ige Stelleneinparprogramm – bis auf die 41-Stunden-Woche – nicht durchgeführt.

Recht und Ordnung bleiben also in gewohntem Umfang gewährleistet.

2. Bei der Verschlankung des Staates: 

Die FDP hat sich durchgesetzt!

Wir werden die Zusammenlegung von Fachgerichtsbarkeiten mit den Sozial- und Verwaltungsgerichten auf Bundesebene nun gemeinsam mit der CDU vorantreiben.

3. Bei einer wesentlichen ordnungspolitischen Korrektur:

Die FDP hat sich durchgesetzt!

Die Arbeitsgerichtsbarkeit geht definitiv am 1. April 2004 aufs Justizministerium über.

Die Liberalen konnten sich bei den letzten Koalitionsvertragsverhandlungen 1996 und 2001 gegen den starken Koalitionspartner bei dieser Forderung noch nicht durchsetzen.

Jetzt haben wir es geschafft.

4. Beim Abbau von Staatsaufgaben: Die FDP hat sich durchgesetzt!

Ein grundsätzlicher Einstieg ins freiberufliche Notariat  in Baden ist  beschlossen.

Die Aufgaben der Gerichtsvollzieher und der Bewährungshilfe sollen langfristig durch Private erledigt werden.

Wir Liberale wollen einen schlanken Staat, der sich auf seine Kernaufgaben konzentriert.

Im Kernbereich unseres Rechtsstaates kann und darf nicht gespart werden.

Voraussetzung dafür ist jedoch, dass überall dort, wo der Kernbereich nicht betroffen ist, staatliche Aufgaben konsequent reduziert werden.

Meine Damen und Herren,

nicht nur wir Liberale zweifeln bereits heute an der Bewältigung hoher Pensionslasten in 10 oder 20 Jahren. 

Wir wissen bereits heute, dass unsere Kinder und Enkel keinen großen politischen Handlungsspielraum mehr haben werden, wenn wir nicht schleunigst– jetzt und heute!- den baden-württembergischen Beamtenapparat verkleinern.

Wir Liberale vertrauen darauf, dass viele Aufgaben, die heute noch von Beamtinnen und Beamten erledigt werden, in Zukunft genau so gut oder besser durch Selbständige oder Freiberufler, durch Mittelständler erledigt werden können.

Sie erhöhen die wirtschaftliche Dynamik und schaffen auch weitere Arbeitsplätze auf eigenes Risiko.

Das ist liberale Ordnungspolitik.

Das ist nachhaltige Politik.

Wir reden nicht nur – wie andere Parteien – davon. 

Nein, wir setzen die Aufgabenverlagerung auch durch.

Denken sie nur an die Gerichtsvollzieher:

120 neue Stellen wären erforderlich, um endlich für die Wirtschaft, Bürger und auch für staatliche Stellen eine einigermaßen zeitnahe Zwangsvollstreckung zu gewährleisten.

Bei einer Überführung in die Freiberuflichkeit können wir dagegen mittelfristig über 500 Beamtenstellen einsparen 

und ein Defizit von jährlich ca. 25 Mio. Euro beenden.

Ich bin froh, dass die Koalitionsrunde meinem Vorschlag folgte.

CDU und FDP werden nun mit dem Bund und den anderen Bundesländern intensiv an der Konzeption für ein neues Gerichtsvollziehersystem arbeiten.

Das dauert seine Zeit.

Aber die Zielrichtung stimmt, liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde:

Weniger Staat, mehr privat!

Bereits 2005 kann das in unserer Justizreform vorgeschlagene Pilotprojekt für die Bewährungs- und Gerichtshilfe im Land starten.

Es soll erprobt werden, wie Bewährungshilfe durch private Vereine oder Gesellschaften durchgeführt werden kann 

– wie übrigens früher – bis in die sechziger Jahre hinein.

Ein weiterer Abbau von Staatsaufgaben ist bereits eingeleitet:

Der Bundesrat hatte auf meine Initiative hin entschieden, auch das Handels-, Genossenschafts- und Vereinsregister durch private Dritte wie die Industrie- und Handelskammer und die Handwerkskammer statt durch Amtsgerichte zu organisieren.

Diese Initiative liegt jetzt im Bundestag.

Eine liberale Justizreform macht freilich nicht vor einer Modernisierung und Privatisierung des Notarwesens halt.

Sie wissen, meine Damen und Herren, dass der Koalitionspartner im Land gegen diesen Reformvorschlag war.

Sie wissen dagegen auch, dass Privatisierungen nur dann durchgesetzt werden können, wenn sich Private oder Freiberufler davon noch einen Gewinn versprechen können. 

Das weiß die CDU wohl noch nicht.

Sie wissen aber auch, dass in ganz Europa nur noch Portugal und Baden-Württemberg beamtete Notarinnen und Notare beschäftigen.

Deshalb haben wir in der Koalitionsrunde hart für eine Privatisierung gekämpft.

Wir haben sie zwar nicht sofort erreichen können.

Aber der Einstieg in den Ausstieg aus dem beamteten Notariat ist geschafft:

Es sollen bis zu 25 freiberufliche Nur-Notare im badischen Rechtsgebiet zugelassen werden.

Das wird den Wettbewerb fördern und den Bürgerinnen und Bürgern zugute kommen, die derzeit noch unter einer notorischen Unterversorgung von Notarleistungen leiden müssen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

damit haben wir Liberalen dank dem nachhaltigen Einsatz von Walter Döring und Ernst Pfister auch beim Notariat 

de facto den Einstieg in die mittelfristige Privatisierung durchsetzen können.

Sie sehen:

Eine geschlossene FDP ist und bleibt in diesen Zeiten ein wichtiger Reformmotor und damit auch ein wesentlicher Machtfaktor in Baden-Württemberg.

Lassen Sie uns das ausbauen, lassen Sie uns liberale Politik auch bei harter Gegenstimmung vertreten.

Sie ist mit ihren zukunftsweisenden Anstößen und Ideen unverzichtbar für die weitere Entwicklung unseres Landes, für das wir alle tagtäglich Politik gestalten.

Das schließt selbstverständlich ein, dass ich mich auch bundesweit dafür einsetze, liberale Rechtspolitik zu vertreten.

Auch als Vorsitzende des Bundesfachausschusses Innen und Recht kämpfe ich dafür, dass Gesetze den Rahmen für Menschen und deren Entwicklungen nur dort setzen, wo er unbedingt notwendig ist.

Wir Liberale halten es zum Beispiel für erforderlich, dass gemischt-nationale Eheleute in Europa mehr Möglichkeiten bekommen, flexibel ihre Eheverträge zu gestalten, 

und dass Urteile eines nationalen Gerichts auch von anderen Mitgliedstaaten anerkannt werden.

Wir Liberale halten es dagegen überhaupt nicht für notwendig, Telefonüberwachungen nun auch präventiv, also ohne jeden Verdacht, durchzuführen. 

Das ist ein Angriff auf unsere Bürger.

Wir Liberale müssen verhindern, dass Videoüberwachung, sei es im Rahmen eines Mautystems oder sei es durch Scannen von KFZ-Schildern an Kreuzungen, eingesetzt wird. 

Denn damit könnten Bewegungsprofile von unbescholtenen Bürgerinnen und Bürgern erstellt werden.

Meine Damen und Herren, es schränkt die  Freiheit und Rechte unserer Bürgerinnen und Bürger massiv ein, wenn gegen den Willen der Betroffenen nachvollzogen werden kann, wer sich wann wohin bewegt!

Das wollen wir nicht!

Dagegen müssen wir kämpfen!

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

ihre liberale Justizministerin wird sich auch in Zukunft in gesellschaftpolitische Debatten einmischen.

Zum Beispiel bei der Frage des Kopftuchs im Schulunterricht:

Dabei geht es einerseits um grundlegende Fragen der Erziehung unserer Kinder. 

Deshalb wünsche ich mir  eine ernsthafte und tiefgehende Diskussion der FDP über Fragen unserer kulturellen und religiösen Herkunft ebenso wie über die Fragen der Zukunft unserer offenen Gesellschaft.

Wie Sie wissen, bin ich bekennende Protestantin.

Ich will nicht, dass wegen des ein oder anderen Kopftuches  unsere seit über 50 Jahren bewährte Landesverfassung mit ihren christlichen Erziehungszielen gleich ins Wanken gerät.

Andererseits sind grundsätzliche Werte von Verfassungsrang und Grundrechte zu beachten, worauf ich als Justizministerin hingewiesen habe.

Ich freue mich auf die heute noch zu erwartende Diskussion mit Ihnen.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde, das Land Baden-Württemberg gibt es nun schon seit über 50 Jahren.

Knapp die Hälfte dieser Jahre stellte die FDP den Justizminister des Landes.

Dass die Justiz seit vielen Jahren im Ländervergleich so gut dasteht und wir im Land so sicher leben können, ist damit auch ein Stück liberaler Erfolgsgeschichte im Südwesten!

In dieser Tradition  sehe auch ich mich als Ihre liberale Justizministerin verpflichtet.

Ich danke unserem stellvertretenden Ministerpräsidenten und Landesvorsitzenden Dr. Walter Döring ebenso wie dem Landesvorstand, dem Fraktionsvorsitzenden Ernst Pfister und der FDP- Landtagsfraktion sowie allen Parteifreundinnen und Parteifreunden für die große Unterstützung in meinem ersten Amtsjahr.

Herzlichen Dank für ihre Aufmerksamkeit.

